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Die UN und Organisierte Kriminalität 
Die heutigen Instrumente sind nicht mehr ausreichend

Mark Shaw

Das Thema Organisierte Kriminalität erfährt inter-
national eine neue Aufmerksamkeit. In vielen der 
vom Sicherheitsrat behandelten Krisen spielt die 
Organisierte Kriminalität eine große Rolle. Doch oh-
ne Einigung auf einen Überwachungsmechanismus 
und ohne Evaluierung der Wirkung der UN-Konven-
tion gegen die grenzüberschreitende Kriminalität, 
ist die Antwort der UN auf diese wachsende Gefahr 
nicht mehr ausreichend. Um nicht den Anschluss zu 
verlieren, müssen die Vereinten Nationen und ihre 
Sonderorganisationen eine kohärentere Strategie 
verfolgen und sich institutionell neu aufstellen. 

Organisierte Kriminalität beeinrächtigt das Leben 
von Menschen und die Arbeit multilateraler Orga-
nisationen und Staaten. Zwischen der Notwendig-
keit eines Vorgehens der Vereinten Nationen gegen 
die Organisierte Kriminalität und ihrer Befähigung 
dazu besteht jedoch ein Spannungsverhältnis: Selbst 
wenn Staaten die Institutionen und Instrumente zur 
Verfügung stehen, um illegale Ströme und krimi-
nelle Netzwerke einzudämmen, können sie nur er-
folgreich sein, wenn sie zusammenarbeiten.  

Auf UN-Ebene ist das Büro der Vereinten Natio-
nen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung (Uni-
ted Nations Office on Drugs and Crime – UNODC) 
für diesen Themenbereich zuständig. Der wichtigste 
völkerrechtliche Vertrag ist das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreiten-
de organisierte Kriminalität (United Nations Con-
vention against Transnational Organized Crime – 
UNTOC). Das UNODC ist zugleich Sekretariat und 
Wächter des Übereinkommens. Ob diese Instru-
mente die richtige Antwort auf die heutigen Anfor-
derungen sind, soll im Folgenden erörtert werden. 

Altes und neues Thema  

Das Thema Organisierte Kriminalität ist nicht neu. 
Sklaverei und Kolonialismus können als frühe For-
men von Organisierter Kriminalität angesehen wer-
den. Kriminelle Aktivitäten, die Unternehmen, Staa-
ten oder Gruppen von Individuen mit unterschied- 
lich engen Beziehungen zu Regierungen und Unter-
nehmen einbeziehen, waren in der Vergangenheit 
charakteristisch für Organisierte Kriminalität. Auch 
die Unterstützung von bewaffneten Konflikten durch 
›illegale‹ Aktivitäten ist seit vielen Jahrhunderten 
ein Merkmal von Konflikten und Staatlichkeit. Heute 
durchdringt jedoch die illegale Finanzierung von Auf-
ständen und Bürgerkriegen die Debatte über Frie-

densschaffung. Neu ist vielleicht unsere Bereitschaft, 
diese Phänomene mit dem Etikett ›Organisierte Kri-
minalität‹ oder ›kriminelle Netzwerke‹ zu versehen, 
unabhängig davon, wie ungenau diese Begriffe auch 
verwandt werden. Es gibt einen immer breiter aner-
kannten Diskurs über Organisierte Kriminalität, der 
jedoch auf internationaler Ebene anders geführt wird 
als in den einzelnen Regionen. In Afrika zum Beispiel 
spricht man von Syndikaten oder Gangs, während in 
Lateinamerika von Kartellen die Rede ist und in Eu-
ropa und Nordamerika von der Mafia. Im UN-Dis-
kurs in New York wird der Begriff unkritisch ver-
wandt, doch Diskussionen mit Regierungen, Politi- 
kerinnen und Praktikern vor Ort sind weitaus nu-
ancierter. Oftmals sind Staatsbeamte in illegale Ak-
tivitäten oder weitverbreitete Formen von Zwangs-
arbeit oder die Förderung von illegaler Migration 
verstrickt, was die Umsetzung international ausge-
handelter Konventionen auf nationaler Ebene er-
schwert. 

Die Vereinten Nationen wurden nicht gegründet, 
um Organisierte Kriminalität zu bekämpfen. Sie sind 
um Staatenvertreter und souveräne Nationen herum-
strukturiert. Die Hauptfunktion der UN wurde darin 
gesehen, »künftige Geschlechter von der Geißel des 
Krieges zu bewahren« (Präambel UN-Charta). Dem-
entsprechend haben die UN seit ihrem Bestehen in 
vielfältiger Weise in Bürgerkriege und bei Staats-
zerfall eingegriffen sowie humanitäre Katastrophen 
zu lindern versucht. 

Nur wenige Väter und Mütter der UN-Charta 
mögen vorausgesehen haben, dass sich das UN-Sys-
tem eines Tages Themen widmen würde, die man 
als ›asymmetrisch‹, ›hybrid‹ und ›grenzüberschrei-
tend‹ bezeichnet. Doch transnationale Themen ste-
hen immer häufiger auf der globalen Agenda. Wie 
im Schaubild (S. 68) zu sehen ist, zeigt eine Auswer-
tung der vom UN-Sicherheitsrat verabschiedeten Re-
solutionen und Erklärungen des Präsidenten einen 
exponentiellen Anstieg von Dokumenten, die sich 
auf Organisierte Kriminalität beziehen oder auf 
einzelne Verbrechensarten wie Waffen- oder Men-
schenschmuggel oder Umweltverbrechen. Bemer-
kenswert ist der deutliche Anstieg in den letzten 
zehn Jahren, mit einem Ausschlag nach oben im Jahr 
2014. In fast allen Fällen wird Organisierte Krimi-
nalität bei andauernden Konflikten erwähnt wie 
Afghanistan, Libyen, Mali oder das Gebiet der Gro-
ßen Seen. Darüber hinaus hat sich der Rat auch mit 
Organisierter Kriminalität bei seiner Bekämpfung 
der Seeräuberei vor der Küste Somalias beschäftigt.  
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Staaten, für Recht und Ordnung zu sorgen, unter-
gräbt«4.

Die womöglich größte Aufmerksamkeit auf das 
Thema lenkte jedoch der Weltentwicklungsbericht 
der Weltbank aus dem Jahr 2011. Er kam zu dem 
Schluss: »Keine den Autorinnen und Autoren be-
kannte bilaterale oder multilaterale Organisation 
verfügt über eine spezifische Strategie, um den Staa-
ten bei ihrem Kampf gegen die wachsende krimi-
nelle Gewalt oder soziale Unruhen zu helfen. Die 
internationalen Instrumente – Diplomatie, Verteidi-
gung und Entwicklung – waren nicht dafür vorgese-
hen, Hand in Hand zu arbeiten. Dieses Defizits in 
der internationalen Architektur ist man sich in zu-
nehmendem Maße bewusst. Um sowohl gewaltsa-
me Konflikte anzugehen als auch wirtschaftliche 
Entwicklung zu fördern, müssen daher die Verbin-
dungen zwischen Politik, Sicherheit und Entwick-
lung noch besser verstanden werden«5.

Auch wenn man sich in immer stärkerem Maße 
bewusst wurde, wie wichtig das Thema Organi-
sierte Kriminalität für das Erreichen der wichtigsten 
Ziele des UN-Systems ist, wurde es nach den Anschlä-
gen vom 11. September 2001 vom Thema Terro-
rismus verdrängt. Bei der gegenwärtigen Renaissance 
des Themas muss berücksichtigt werden, dass die 
Umstände und treibenden Kräfte heute ganz andere 
sind als zur Zeit der Aushandlung, Unterzeichnung 
und des Inkrafttretens der Konvention.

Die Palermo-Konvention: Neue  
Hoffnung oder veraltetes Instrument? 

Das Übereinkommen gegen die grenzüberschrei-
tende Organisierte Kriminalität wurde am 15. No-
vember 2000 von der Generalversammlung ange-
nommen6 und im Dezember 2000 in Palermo (Ita- 
lien) zur Unterzeichnung ausgelegt. Das Überein-
kommen wird daher auch Palermo-Konvention ge-
nannt. Es trat am 29. September 2003 in Kraft, hat 
heute 185 Vertragsstaaten7 und wird ergänzt durch 

Jenseits von Frieden und Sicherheit fließt das The-
ma auch in die neue Entwicklungsagenda für die 
Zeit nach 2015 ein. In der letzten Phase der Ver-
handlungen wurde der Kampf gegen die Organi-
sierte Kriminalität stark betont. Unterziel 16.4 des 
im Juli 2014 vorgelegten Entwurfs für Ziele für 
eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable Deve-
lopment Goals – SDGs) besagt, dass bis 2030 »die 
illegalen Finanz- und Waffenströme erheblich ein-
zudämmen, gestohlene Werte schneller aufzuspüren 
und zurückzugeben sowie alle Formen von Organi-
sierter Kriminalität zu bekämpfen«1 sind. 

Darüber hinaus werden die schädlichen Auswir-
kungen von Organisierter Kriminalität immer brei-
ter anerkannt und können nicht nur von einem Ziel 
erfasst werden. In einer aktuellen Untersuchung wur-
de festgestellt, dass elf SDG-Unterziele sich explizit 
mit Formen von Organisierter Kriminalität befas-
sen. Unterziel 15.7 etwa »drängt auf rasches Han-
deln, um das Wildern und den Handel mit geschütz-
ten Tier- oder Pflanzenarten zu unterbinden (...)«. Die 
Untersuchung kommt ferner zu dem Ergebnis, dass 
insgesamt 25 der 169 Unterziele von Organisierter 
Kriminalität in der einen oder anderen Form in ne-
gativer Weise betroffen wären.2 Die SDG-Debatte 
spiegelt die enge Verknüpfung zwischen Entwick-
lung und Organisierter Kriminalität wider. Und in 
den Diskussionen um Entwicklungsfinanzierung 
wird es mittlerweile von einigen Staaten als eine Pri-
orität der nächsten Reformrunde angesehen, Ent-
wicklungsgelder für den Kampf gegen Organisierte 
Kriminalität und verwandte Themen auszugeben, 
welche früher ausschließlich dem Bereich Sicherheit 
zugeordnet waren. Dies ist ein bemerkenswerter 
Trend, der zeigt, dass diese Themen nun in neue 
Politikbereiche vordringen dürfen.  

Diese Anerkennung erfolgte nicht über Nacht. 
Im Jahr 2000 stellte der Bericht der Sachverständi-
gengruppe für die Friedensmissionen der Vereinten 
Nationen (›Brahimi-Bericht‹) fest: »Mächtige lokale 
politische Gruppierungen können diese Lernphase 
[nach einem Konflikt, d. Verf.] ausnutzen, und ha-
ben dies auch getan, um ihrerseits Parallelverwal-
tungen aufzubauen, und Verbrechersyndikate nüt-
zen jede Lücke bei den Rechtsvorschriften oder im 
Rechtsvollzug, die sie finden können, weidlich aus.«3 
Der Bericht gab Empfehlungen ab, wie die Friedens-
sicherungsarchitektur des UN-Systems verbessert 
werden könnte. Doch diese Empfehlungen wurden 
nie umgesetzt. 

Im Jahr 2004 widmete die Hochrangige Grup-
pe für Bedrohungen, Herausforderungen und Wan-
del in ihrem Bericht dem Thema Organisierte Kri-
minalität ein ganzes Kapitel. Darin wird die 
grenzüberschreitende Organisierte Kriminalität 
als ein Phänomen beschrieben, das »Staaten und 
Gesellschaften bedroht, da sie die menschliche Si-
cherheit und die grundlegende Verpflichtung der 
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   1  Open Working Group Proposal for Sustainable Development Goals, 

UN Doc. A/68/970, Juli 2014, https://sustainabledevelopment.un.org 

/focussdgs.html

   2  Tuesday Reitano et al., Organised Crime: A Cross-Cutting Threat 

to Sustainable Development, The Global Initiative against Transnatio-

nal Organized Crime, Genf 2015, www.globalinitiative.net/cross-cut 

ting-threat-to-development/

   3  UN-Dok. A/55/305–S/2000/809 v. 21.8.2000, Abs. 80.

   4  Siehe Kapitel VII. Grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, 

UN-Dok. A/59/565 v. 2.12.2004, hier Abs. 165.

   5  World Development Report 2011, Conflict, Security, and Develop-

ment, World Bank, Washington, D.C. 2011, S. 185.
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drei Zusatzprotokolle: eines gegen Menschenhan-
del8, das zweite gegen das Schleusen von Migran-
ten9 und das dritte gegen die unerlaubte Herstel-
lung von Feuerwaffen.10 

Die Palermo-Konvention hat zum Ziel, »allge-
meine Regeln in Bezug auf die Organisierte Krimi-
nalität aufzustellen, die auch die Anwendung und 
Auslegung der drei Protokolle beeinflussen«11. Der 
Text wurde absichtlich relativ allgemein gehalten, 
da für neu aufkommende Themen Zusatzprotokolle 
ausgehandelt werden sollten. Hauptziel der Konven-
tion und ihrer Protokolle ist, die internationale 
Strafgerichtsbarkeit zu standardisieren, einen Rah-
men für die internationale Zusammenarbeit und ge-
genseitige Rechtshilfe zu bieten und sicherzustellen, 
dass alle Staaten über wirksame nationale Gesetze 
gegen die grenzüberschreitende Organisierte Kri-
minalität verfügen. 

Wie der Name nahelegt, war es die italienische 
Regierung, die aufgrund ihrer Erfahrungen mit der 
Mafia einen Großteil der Verhandlungen und die 
Struktur der Konvention vorzeichnete. Der italie-
nische Richter Giovanni Falcone stellte die Idee auf 
dem ersten Kongress der Vereinten Nationen für 
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege (Uni-
ted Nations Congress on Crime Prevention and Cri-
minal Justice) im Jahr 1992 vor. Nur zwei Monate 
später wurden Falcone und seine Frau auf ihrem 
Weg zum Flughafen in Palermo von der Mafia er-
mordet. Die Autobombe war so gewaltig, dass die 
Erschütterung auf den örtlichen Überwachungsgerä-
ten als Erdbeben registriert wurde.12 

Dieses wahrlich erschütternde und höchst sym-
bolische Ereignis führte nicht nur die Macht der 
Mafia vor Augen, sondern auch die Dringlichkeit, 

einen wirksameren Rahmen für die Staaten zu schaf-
fen, um gegen solche Verbrechergruppen vorzugehen.  

Im Jahr 1994 wurde mit der Verabschiedung der 
Erklärung von Neapel ein wichtiger Schritt hin zu 
einem Übereinkommen unternommen. Die Verhand-
lungen kamen gut voran, sodass das Übereinkom-
men im Jahr 2000 verabschiedet werden konnte. 
Zweifelsohne war dies eine große Errungenschaft. 

Die Konvention war aber auch ein Kind ihrer Zeit: 
Einige lateinamerikanische Staaten, unter anderem 
Argentinien, Brasilien und Chile wurden Mitte bis 
Ende der achtziger Jahre zu Demokratien; Nigeria, 
Mexiko und Südafrika standen in den neunziger Jah-
ren vor der Herausforderung, sich zu inklusiveren 
Mehrparteiendemokratien zu wandeln, und der Kal-
te Krieg ging mit dem Zusammenbruch der Sowjet
union Anfang der neunziger Jahre zu Ende. Orga-
nisierte Kriminalität wurde damals entweder als 
Herausforderung für Industriestaaten durch etab-
lierte Mafia-Gruppen (Italien, USA oder Japan) an-
gesehen oder als Folge eines politischen, wirtschaft-
lichen oder sozialen Umbruchprozesses (etwa in den 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion oder in Südaf-
rika). 

Auch wenn das Bewusstsein dafür, dass sich das 
Problem der Organisierten Kriminalität zu einer 
globalen Frage entwickeln würde, bei den Verhand-
lungen sicherlich vorhanden war, hat man es nicht 
als eine Herausforderung für die Entwicklung in 
armen Ländern betrachtet. Der Geist der Palermo-
Konvention war voller Hoffnung, dass offenere, in-
klusivere und repräsentativere Demokratien – so Kofi 
Annan in seinem Vorwort zur Konvention – Boll-
werke gegen »unzivile Gesellschaften« sein würden.13 

Die Unterhändler der Konvention versäumten es, 
Organisierte Kriminalität als eigenen Tatbestand 
zu definieren. Stattdessen legten sie fest, was unter 
einer »organisierten kriminellen Gruppe« zu ver-
stehen ist. Die Definition in Artikel 2 ist sehr breit: 
»eine strukturierte Gruppe von drei oder mehr Per-
sonen, die eine bestimmte Zeit besteht und gemein-
sam vorgeht, mit dem Ziel, (...) schwere Verbrechen 
(...) zu begehen, um sich (...) einen finanziellen (...) 
Vorteil zu verschaffen.«14 Diese Definition war all-
gemein genug, um fast alle Arten von kriminellen 
Gruppen zu erfassen, von losen Netzwerken bis zu 
durchorganisierten hierarchischen Gruppen.15 Vor-
bild waren die italienischen und amerikanischen Er-
fahrungen, insbesondere was die Beteiligung an ei-
ner kriminellen Gruppe als eigenständigen Straf- 
tatbestand angeht. 

Rückblickend kann man jedoch sagen, dass das 
Unvermögen, sich auf eine Definition von Organi-
sierter Kriminalität zu einigen, die Debatte über 
eine größere Bandbreite an Maßnahmen gegen ille-
gale Ströme möglicherweise heute behindert. Das 
Fehlen einer anerkannten UN-Definition hat zur 
Konsequenz, dass die Palermo-Konvention in den 
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derte klar in den Bereich Entwicklungspolitik, wäh-
rend Organisierte Kriminalität immer noch weitge-
hend als ein Problem der Strafverfolgung behandelt 
wird. Tragischerweise könnten die Bemühungen, ei-
nen Überprüfungsmechanismus für die UNCAC ein-
zurichten, ähnliche Bestrebungen für die UNTOC 
behindern.18 Die schlagkräftige Überprüfungsarchi-
tektur, die für die UNCAC Ende 2011 eingeführt 
wurde, kostet rund drei Millionen US-Dollar pro 
Biennium.19 Sie sieht ein Berichtsverfahren, Länder-
besuche alle fünf Jahre und eine nicht unerhebliche 
Aufsichtsfunktion des Sekretariats vor.20 

Auch wenn er nicht teurer ist als vergleichbare Me-
chanismen, wurde vor dem Hintergrund eines stag-
nierenden ordentlichen UN-Haushalts argumentiert, 
dass dieser Mechanismus nicht automatisch auf die 
UNTOC übertragbar wäre. Meinungsführer wie  
vor allem die USA, Großbritannien und Kanada 
schlagen eine außerbudgetäre Finanzierung vor. Dem 
widersprachen jedoch andere Länder mit dem Ar-
gument, dass eine direkte Finanzierung durch Geber 
die Integrität und Legitimität des Mechanismus un-
tergraben würde. Auf der 6. Vertragsstaatenkonfe-

Debatten über illegale Märkte immer weniger be-
achtet wird. 

Das Hauptverdienst der Konvention ist, dass vier 
neue Straftatbestände eingeführt wurden: Beteili-
gung an einer organisierten kriminellen Gruppe 
(Art. 5), Geldwäsche (Art. 6), Korruption (Art. 8) 
und Behinderung der Justiz (Art. 23). Der Ratifizie-
rungsprozess ging rasch vonstatten und hält noch 
an. Die letzten Ratifizierungen kamen von Barbados 
und Samoa im November beziehungsweise Dezem-
ber 2014. 

Interessanterweise verlief der Ratifizierungspro-
zess bei den Protokollen schleppender.16 Dies mag 
dem Umstand geschuldet sein, dass die Protokolle 
weitaus strengere Bestimmungen enthalten, etwa zu 
Schutz und Hilfe für Opfer. Dahingehend können 
Staaten durch die Ratifizierung der Konvention rela-
tiv einfach ihre politische Übereinstimmung mit 
allgemein anerkannten Strafrechtsgrundsätzen und 
-standards demonstrieren, ohne sich auf deren Um-
setzung zu verpflichten. Im Gegensatz zu vielen an-
deren Übereinkommen enthält die UNTOC keinen 
unabhängigen Mechanismus zur Überprüfung der 
Einhaltung der Konvention. Das UNODC als Kon-
ventionssekretariat hat bisher wenig getan, um sys-
tematisch Daten zu sammeln und zu präsentieren, 
um die Wirksamkeit der Konvention zu demonstrie-
ren. Seit ihrem Bestehen wurde die Umsetzung der 
Konvention noch keiner Prüfung unterzogen – we-
der international noch national. Versuche aus jüngs-
ter Zeit, einen Überprüfungsmechanismus einzufüh-
ren, stoßen auf beharrlichen Widerstand seitens einer 
relativ kleinen, aber stetig wachsenden Gruppe von 
Vertragsstaaten.17

Durch Besuche und Gespräche mit Regierungen, 
UN-Bediensteten und Expertinnen scheint sich das 
Bild abzuzeichnen, dass, selbst wenn infolge der Ra-
tifizierung der UNTOC die notwendigen Gesetze 
verabschiedet wurden, diese nicht immer wirksam 
angewandt werden. Ein abschließendes Urteil über 
den Erfolg der Konvention steht daher noch aus. Im-
merhin ist man sich weitgehend einig, dass das Zu-
satzprotokoll gegen Menschenhandel erfolgreich 
ist, vielleicht weil es ein klar umrissenes Problem-
feld behandelt, das zudem breit lobbyiert wurde. 
Dennoch sollte baldmöglich eine unabhängige glo-
bale Evaluierung der Konvention und ihrer Proto-
kolle durchgeführt werden.

Im Vergleich dazu gilt die UN-Konvention gegen 
Korruption (United Nations Convention against Cor-
ruption – UNCAC), die am 14. Dezember 2005 in 
Kraft trat, als ein Erfolg. Das ist sicherlich dem 
Umstand geschuldet, dass das Thema Korruption 
auf der globalen Agenda nach oben gerutscht ist, 
teilweise auf Druck der Entwicklungsorganisatio-
nen, einer starken Zivilgesellschaft und aufgrund 
von Bedenken von Staats- oder Regierungschefs aus 
Entwicklungsländern. Das Thema Korruption wan-
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renz im Jahr 2012 kamen die Verhandlungen zum 
Stillstand. 

Den vorläufig letzten Versuch unternahm eine 
Gruppe von Staaten unter Führung Italiens auf der 
7. Vertragsstaatenkonferenz im Jahr 2014. Neben 
der allgegenwärtigen Frage der Finanzierung war 
aber auch die Beteiligung der Zivilgesellschaft ein 
strittiges Thema. Mehrere Staaten und die Europä-
ische Union betonten, dass die Zivilgesellschaft eine 
wichtige unabhängige Stimme wäre. Diese Frage war 
auch bei der UNCAC umstritten. Staaten wie China, 
Iran, Kuba, Pakistan und Russland sehen in zivilge-
sellschaftlichen Organisationen bloße Interessenver-
treter des Westens. 

Das Ergebnis dieser Interessenskonflikte ist Still-
stand. Die UNTOC wird nicht oft kritisch hinter-
fragt, sie wird auch nicht wissenschaftlich unter-
sucht, und sie ist unter Richtern und Staatsanwälten 
wenig bekannt. Hochrangige Beamte, die mit der 
Umsetzung der UNTOC befasst sind, charakterisie-
ren die Konvention als »zu wenig genutzt und ihr 
Potenzial nicht annähernd ausschöpfend«21.

Um zu verstehen, wie sich die Debatte über Or-
ganisierte Kriminalität seit 2001 verändert hat und 
welche Rolle das UNODC dabei spielt, soll Letzte-
res kurz vorgestellt werden. 

Das UNODC in einer  
sich wandelnden Welt

Das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und 
Verbrechensbekämpfung (UNODC) entstand durch 
die Zusammenlegung zweier Einheiten: des Pro-
gramms der Vereinten Nationen für internationale 
Drogenkontrolle (United Nations Drug Control 
Programme – UNDCP) und des Zentrums für in-
ternationale Verbrechensverhütung (International 
Centre for the Prevention of Crime – ICPC). Die 
Gründung mit Sitz in Wien erfolgte im Jahr 1997, 
zunächst noch unter dem Namen ›Büro für Dro-
genkontrolle und Verbrechensverhütung‹. Diese ört-
liche und thematische Zusammenlegung der Bereiche 
Verbrechens- und Drogenbekämpfung hatte einige 
wichtige Implikationen. Mit rund 1500 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern ist das UNODC eine 
relativ kleine Einheit mit wenigen Ressourcen aus 
dem Kernhaushalt. Es hängt folglich sehr von frei-
willigen Beiträgen ab. Dem Büro standen für die 
Jahre 2012 und 2013 insgesamt 576,7 Mio. US-Dol-
lar zur Verfügung.22 Im Vergleich dazu verfügte 
UNICEF über einen Vierjahreshaushalt von zwei 
Milliarden US-Dollar (2010–2013).23 

Der Drogenbekämpfung standen im Vergleich 
zur Verbrechensbekämpfung immer schon weitaus 
mehr Gelder zur Verfügung. Das Verhältnis betrug 
etwa 10 zu 1. Auch wenn sich die beiden Bereiche im 
UNODC heute annähern, prägt das größere Dro-
genprogramm sowohl den Standort Wien als auch 

die Feldbüros in den 23 Ländern. Daher kann von 
einer Integration beider Bereiche in die Ideologie der 
Institution, wie sie sich in der Programmsetzung 
widerspiegelt, noch keine Rede sein. Darüber hin-
aus wird die Ausrichtung der Programmarbeit des 
Büros hin zu mehr Feldarbeit oft eher zögerlich um-
gesetzt. So wird bis heute darüber diskutiert, ob 
die Organisation sich überhaupt verstärkt auf Lan-
desebene engagieren soll. Dies lässt sich auf die Rol-
le von UNODC der ersten zwei Jahrzehnte zurück-
führen, die hauptsächlich darin bestand, ›Wächter‹ 
der verschiedenen Drogenkontrollprogramme, der 
beiden Konventionen und später der Protokolle zu 
Terrorismus zu sein. In Bezug auf die Verträge lag 
die Hauptaufgabe des UNODC darin, die Mitglied-
staaten bei der Ratifizierung und Übertragung in 
innerstaatliches Recht zu unterstützen. Den Län-
dern bei der praktischen Umsetzung der Verträge 
zu helfen, sollte jedoch eher Aufgabe der großen 
UN-Organisationen sein, etwa des UN-Entwick-
lungsprogramms (UNDP), die über mehr Feld- 
büros und umfassendere Mandate verfügen. 

Was die zukünftige Ausrichtung von UNODC 
angeht, werden auf globaler Ebene zwei Themen 
diskutiert. Zum einen geht es um eine Polarisie-
rung der Haltung der Mitgliedstaaten zum ›Krieg 
gegen die Drogen‹ und inwiefern sich die Debatte 
über die globale Drogenpolitik außerhalb multila-
teraler Foren verlagert hat. Zum anderen wird dis-
kutiert, ob das Thema Organisierte Kriminalität zu 
einer Priorität anderer Bereiche des UN-Systems ge-
worden ist – insbesondere der Friedenssicherung, 
aber auch anderer Bereiche wie Umweltschutz und 
Entwicklungspolitik. Dies alles zusammengenommen 
wird die Struktur und Funktionen des UNODC ent-
scheidend beeinflussen und möglicherweise zu einem 
umfassenden Umbau und einer stärkeren Rationali-
sierung des fragmentierten und zu Doppelarbeit nei-
genden UN-Sekretariats insgesamt führen. 

Nicht die Herausforderungen in der Drogenpo-
litik, sondern das Thema Verbrechensbekämpfung 
sollen an dieser Stelle diskutiert werden.24 Hier muss 
festgestellt werden, dass die Palermo-Konvention der 
Zeit hinterherhinkt, da sie sich auf die beschränkte-
ren Netzwerke der Mafia-Gruppen bezieht, statt auf 
die modernen, durch die Informationstechnologie 
gestärkten kriminellen Netzwerke. Die Herausfor-
derungen sind mittlerweile so groß und vielfältig 
geworden, dass die wenigen Hauptverbrecher zu ver- 
folgen, zweitrangig geworden ist. Man ist eher dar-
um bemüht, durch wirtschaftliche und politische In-
terventionen die Märkte zu kontrollieren und illegale 
Ströme einzudämmen. Der Begriff ›Organisierte 
Kriminalität‹ taucht in diesen Diskussionen kaum 
auf. Die Debatten über Nutzholz, Bodenschätze oder 
illegale Finanzströme werden in mehr und anderen 
Interessenkreisen geführt, als in denen, die das 
UNODC üblicherweise erreicht. Auch der Standort 
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Wien, weit entfernt vom UN-Amtssitz New York und 
den dortigen Diskussionen, ist von Nachteil. In dem 
Maße, wie die Welt komplizierter wird, werden die 
Vereinten Nationen zu einer Organisation unter vie-
len, die mit zahlreichen zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen (Global Witness25 ist ein gutes Beispiel) 
um Geld und Einfluss konkurrieren. 

In dem Maße, wie Themen rund um den illega-
len Menschenhandel und Organisierte Kriminalität 
in die Ziele für eine nachhaltige Entwicklung ein-
fließen, könnte dies dem UNODC die Möglichkeit 
eröffnen, die Diskussion in seinem Sinne voranzu-
treiben. Doch dieses ›Mainstreaming‹ des Themas 
birgt die Gefahr, dass andere im UN-System sich 
dessen annehmen. Es könnte auch auf die großen 
Institutionen aufgeteilt werden, die über mehr Res-
sourcen verfügen, um die maßgeschneiderte Umset-
zung vor Ort zu unterstützen. Dies könnte mehr als 
nur eine Modeerscheinung sein, denn man ist sich 
darüber im Klaren, dass insbesondere in Bezug auf 
den Handel mit wilden Tieren, Pflanzen und biolo-
gischen Produkten bereits ein irreversibler Schaden 
entstanden ist. 

Die komplexen Verflechtungen zwischen Konflik-
ten und Kriminalität und die Verlagerung des Ak-
teurstyps von einfach identifizierbaren ›Warlords‹ 
zu diffuseren und undefinierteren Typen von Krimi-
nellen erschwert die Aufgabe zusätzlich. Die neue 
Herausforderung wird darin bestehen, dort, wo es 
keine funktionierenden Staaten gibt, über Grenzen 
hinweg zusammenzuarbeiten, wie zum Beispiel bei 
der Bekämpfung der Piraterie vor der Küste Soma-
lias. In diesem Kontext sind die Palermo-Konvention 
und ihr Wächter UNODC schlecht aufgestellt. Denn 
in Fällen, wo der Staat selbst kriminell ist oder sei-
ne Institutionen zu schwach oder korrupt sind, um 
wirksam zu reagieren, können sie nicht handeln, 
weil sie sich auf staatliche Akteure konzentrieren. Da 
zudem der UN-Sicherheitsrat bessere Antworten zu 
fragilen Staaten, Friedenssicherung und Friedens-
konsolidierung von den in New York ansässigen 
Hauptabteilungen für Friedenssicherungseinsätze und 
politische Angelegenheiten sowie vom UNDP ein-
fordert, könnte es im Zeitalter knapper Ressour-
cen geschehen, dass das UNODC an den Rand ge-
drängt wird.

Fazit

Auch wenn die Debatte über die Organisierte Kri-
minalität seit dem 11. September 2001 von den Dis-
kussionen über den Terrorismus überschattet wur-
de, hat das Thema heute einen festen Platz im globa- 
len Diskurs. Leider scheinen die Palermo-Konvention 
und ihre Protokolle in diesem Diskurs keine maß-
gebliche Rolle zu spielen, auch dort nicht, wo sie 
bislang wichtig waren: So wurde zum Beispiel das 
Zusatzprotokoll gegen die unerlaubte Herstellung 

von Feuerwaffen Ende 2014 durch den umfassende-
ren und breit unterstützten Vertrag über den Waf-
fenhandel (Arms Trade Treaty) abgelöst. Obwohl 
Netzwerke bei der Förderung des Schleusens von 
Migranten von Afrika nach Europa sowie von Mit-
telamerika in die USA eine ernste globale Gefahr 
darstellen, spricht niemand über das Zusatzproto-
koll gegen das Schleusen von Migranten. In den Dis-
kussionen über angemessene Antworten auf den 
Handel mit wilden Tieren und Pflanzen, der in Ent-
wicklungsländern wie Industrieländern mit Sorge 
gesehen wird, erachten nur wenige ein neues Proto-
koll zur Konvention als sinnvoll. 

Vielleicht kehrt die Diskussion wieder zu struktu-
rierteren Rechtsinstrumenten zurück, wo das UN-
ODC große komparative Vorteile hat. Doch einst-
weilen betreten wir eine neue Ära der Volatilität. Was 
in der Vergangenheit funktioniert hat, die Etablie-
rung globaler Rechtsregime, technische Hilfe für 
Strafverfolgungsbehörden und Unterstützung nati-
onaler Institutionen, wird nun durch einen breite-
ren, weniger klar definierten Ansatz in einem gänz-
lich anderen globalen Kontext ersetzt. Man ist sich 
mittlerweile auch bewusst, dass es große Über-
schneidungen zwischen Organisierter Kriminalität, 
Korruption und Terrorismus gibt.  

Was bedeutet dies für das dünne System der 
Global Governance, das sich seit Mitte der neunzi-
ger Jahre um das Thema Organisierte Kriminalität 
herausgebildet hat? Die Gruppe der 20 hat sich zum 
Beispiel dem wichtigen Thema Korruption angenom-
men. Auch wenn bislang nur dieses Teilthema besteht, 
ist absehbar, dass mangels einer klaren Rolle der Ver-
einten Nationen andere Formen von Global Gover-
nance entstehen und die Aufgaben übernehmen wer-
den. Beim Thema Organisierte Kriminalität und 
zunehmend auch beim Thema Drogenkontrolle ste-
hen die UN oft außerhalb der Debatte. Dennoch soll-
te ihnen eine wichtige Rolle bei der Konsensfindung 
über die größten nichtstaatlichen Sicherheitsheraus-
forderungen unserer Zeit zukommen. Noch könn-
ten die Vereinten Nationen hier ihren Platz finden. 
Sollte ihnen dies gelingen, werden ihre Organisatio-
nen und Instrumente jedoch nicht mehr die gleichen 
sein wie heute.
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